
Aktenzeichen: 4 AZR 203/01 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 31. Juli 2002 

- 4 AZR 203/01 -

1. Arbeitsgericht
Bayreuth Kammer Hof

Urteil vom 2. Dezember 1999 
- 2 C al 634/98 H-

II. Landesarbeitsgericht 
Nürnberg

Urteil vom 13. März 2001 
-6  Sa 41/00-

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein

Entscheidungsstichwort:
Eingruppierung: Sozialpädagoge im Sozialdienst von Suchtstation

Gesetz:
BAT 1975 §§ 22, 23; Anlage 1 a zum BAT/VKA Angestellte im Sozial- 
und Erziehungsdienst VergGr. V b Fallgr, 10, VergGr. IV b Fallgr. 16, 
VergGr. IV a Fallgr. 15, VergGr. Ill Fallgr. 7

Leitsätze:
keine
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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 203/01 
6 Sa 41/00
Landesarbeitsgericht
Nürnberg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
31. Juli 2002

URTEIL
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungsbeklagter und Revisionskläger,

pp.

Beklagter, Berufungskläger und Revisionsbeklagter,

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 31. Juli 2002 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Schliemann, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Friedrich und Dr. Wolter sowie 

die ehrenamtlichen Richter Fieberg und Wehner für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Nürnberg vom 13. März 2001 - 6 Sa 41/00 - 
wird zurückgewiesen.
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2. Der Kläger hat die Kosten des Revisionsverfahrens zu tra­
gen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die zutreffende Eingruppierung des Klägers.

Der Kläger steht seit dem 1. Oktober 1988 in den Diensten des Beklagten, 

und zwar als Erzieher in der Tätigkeit eines Sozialpädagogen im Bezirkskrankenhaus 

R. Gern. § 2 des Arbeitsvertrages vom 16. Juni 1988 richtet sich das Arbeitsverhältnis 

"nach den jeweiligen Vorschriften des Bundes-Angestelltentarifvertrages vom 

23. Februar 1961 (BAT) in der für den Bereich der kommunalen Arbeitgeber jeweils 

geltenden Fassung". Der Kläger ist im Sozialdienst auf der Suchtstation des Kranken­

hauses tätig. Seit 1995 wird er auch in der ambulanten Behandlung von Suchtpatienten 

eingesetzt, die das Krankenhaus außerhalb seines Versorgungsauftrages aufgebaut 

hat und die in dem Vertrag vom 20. April 1995 von der LVA Ober- und Mittelfranken 

und den bayerischen Krankenkassen als psychotherapeutische Behandlungen aner­

kannt worden sind. Dem Kläger wurde am 20. November 1999 von der Gesellschaft für 

Transaktionsanalyse e.V. der erfolgreiche Abschluß der berufsbegleitenden Weiterbil­

dung in der Transaktionsanalyse, die der Kläger im März 1992 begonnen hatte und die 

etwa 1500 Ausbildungsstunden umfaßte, bescheinigt und der Titel "Transaktionsanaly- 

tiker im Anwendungsfeld Psychotherapie" erteilt.

Mit Schreiben vom 12. Dezember 1996 begehrte der Kläger, der nach 

VergGr. IV a BAT/VKA vergütet wurde, die höhere Vergütung nach VergGr. Ill 

BAT/VKA ab dem 1. Dezember 1996. Zu diesem Antrag und dem Antrag der Kollegin 

des Klägers nahm der ärztliche Direktor der Bezirksklinik mit Schreiben vom 8. Januar 

1997 Stellung und führte ua. aus:

"Seit der Eingruppierung der beiden Mitarbeiter des Sozialdien­
stes in BAT IV a am 1.1.93 sind folgende Veränderungen der 
Tätigkeitsmerkmale eingetreten:

Im Rahmen ihres Beschäftigungsverhältnisses mit Schwerpunkt 
Sucht-Krankenhilfe wird von ihnen sowohl im amb. als auch 
stat. Bereich Gruppenpsychotherapie durchgeführt. Dies erfolgt 
unter meiner Leitung; offiziell anerkannt ist die amb. Maßnahme

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


durch die LVA Ober- und Mittelfranken sowie von den Bayer. 
Krankenkassenverbänden und dem Bezirk durch Vertrag mit 
der LVA am 20.4.95.

Sowohl die amb. als auch stat. Therapie wird nach einem aus­
gearbeiteten und bewährten Konzept durchgeführt, das jeder­
zeit der Verwaltung zur Verfügung gestellt werden kann. Dieses 
Konzept ist integrativ tiefenpsychologisch orientiert.

Der wöchentliche Arbeitszeitaufwand setzt sich nachweislich 
folgendermaßen zusammen:

Stationär vier Therapiegruppen wöchentlich ä 1,7
Std. = 6,8 Stunden

dazu Einzelgespräche 6 Stunden

psychotherapeutische Diagnostik, Verlaufsdoku- 5 Stunden 
mentation, Berichte

Amb. Therapie 2,5 Stunden

gesamt 20,3 Stunden;

dies entspricht 52,73 % angewandte Therapie.

Unter dem 3. August 1999 gab Herr Dr. F zu seinem Schreiben vom 8. Januar 

1997 eine weitere Stellungnahme ab, in der es ua. heißt:

"Die Bezirksklinik R ist eine Fachklinik für Psychiatrie und Psy­
chotherapie; das beinhaltet, dass von allen Berufsgruppen psy­
chotherapeutische Arbeit geleistet und psychotherapeutisches 
Denken praktiziert wird. Dies insbesondere auf Spezialstationen 
wie Psychotherapiestation, Depressionsstation oder Suchtstati­
on.

Seit Jahren hat sich das Konzept des sog. qualifizierten Ent­
zugs mit sozio/psychotherapeutischer Arbeit in sog. Motivati­
onsgruppen in Deutschland bewährt. ... Diese Motivationsarbeit 
hat zweifellos einen psychotherapeutischen Aspekt, insbeson­
dere ist die psychotherapeutische Einstellung bei solchen Ge­
sprächen oder Gruppenaktivitäten, zumal wenn von ausgebil­
deten Psychotherapeuten erbracht, nicht ausklammerbar, ob­
wohl es natürlich keine klassische, im niedergelassenen Be­
reich abrechenbare psychotherapeutische Einzel- oder Grup­
penleistung darstellt.

Spezielle Psychotherapie darüber hinausgehend lag wohl bei 
Frau K und Herrn S aber zweifellos innerhalb der genehmigten 
amb. psychotherapeutischen Entwöhnungstherapie vor, die von 
ihnen durchgeführt wird."
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Mit Schreiben vom 12. Februar 1997 teilte der Beklagte dem Kläger - ohne 

Bezugnahme auf sein Höhergruppierungsbegehren - mit, auf Grund verschiedener 

zwischenzeitlich ergangener Gerichtsurteile sei festzustellen, daß die beim Bezirk im 

Bereich der Kliniken für Psychiatrie eingesetzten Diplom-Sozialpädagogen/innen die 

tarifrechtlichen Voraussetzungen für die derzeit praktizierte Eingruppierung in der 

VergGr. IV a Fallgr. 16 BAT nicht erfüllten.

Mit seiner Klage verfolgt der Kläger sein Begehren, nach VergGr. Ill BAT ver­

gütet zu werden, weiter. Er hat vorgetragen, daß er mit "Legitimation" des ärztlichen 

Direktors der Bezirksklinik R psychotherapeutische Behandlung im stationären und 

ambulanten Bereich durchführe; diese habe zu keiner Zeit psychotherapeutische Be­

handlungsmaßnahmen im ambulanten wie auch stationären Bereich infrage gestellt 

oder abgelehnt. Zu seinen Aufgaben gehöre auch die sozialpädagogisch unterstützte 

Begleitung des Patienten bei Klärung finanzieller, materieller, sozialer und beruflicher 

Angelegenheiten mit entsprechenden administrativen Tätigkeiten. Die therapeutische 

Tätigkeit bilde aber den Schwerpunkt seiner Arbeit und betrage mehr als 50 % der Ge­

samtarbeitszeit. Er habe schon bei seiner Ausbildung zum staatlich anerkannten Erzie­

her und Heilpädagogen umfangreiche pädagogische, heilpädagogische und psycholo­

gische Kenntnisse vermittelt erhalten. Die psychotherapeutische Tätigkeit habe er 

schon während der von ihm absolvierten Zusatzausbildung, jedenfalls seit dem 

1. Dezember 1992 ausgeübt, so daß die vierjährige Bewährung für den Aufstieg nach 

VergGr. Ill BAT erfüllt sei. Die Ausbildung in der Transaktionsanalyse sei für die 

Durchführung seiner Aufgabe erforderlich. Sie sei auch Voraussetzung für die Einrich­

tung der ambulanten Suchttherapie gewesen. Auch im stationären Bereich sei er 

überwiegend psychotherapeutisch tätig. Seine Tätigkeit umfasse überwiegend die Be­

handlung von Suchtkranken, die in anderen Kliniken von Psychologen ausgeübt werde. 

Seine Tätigkeit hebe sich auch durch die Bedeutung aus der VergGr. IV b Fallgr. 16 

BAT heraus. Die vom Kläger angeregten und für erforderlich erachteten Maßnahmen 

hätten unmittelbare Auswirkungen auf die Kostenträger, die sie finanzieren müßten.

Der Kläger hat beantragt:

Es wird festgestellt, daß der Beklagte verpflichtet ist, den Kläger 
ab dem 1. Dezember 1996 nach der VergGr. Ill des BAT - So­
zial- und Erziehungsdienst - einzugruppieren und zu bezahlen 
und den sich ergebenden Nettodifferenzbetrag mit 4 % seit 
Rechtshängigkeit zu verzinsen.
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Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er hat vorgetragen, der 

Kläger sei entsprechend seinem Arbeitsvertrag als Sozialarbeiter eingesetzt und nicht 

für die therapeutische Behandlung der Patienten zuständig. Er sei nur im Bereich am­

bulanter Behandlung therapeutisch tätig. Die psychotherapeutische Ausbildung sei zur 

Durchführung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit auf der Station nicht erfor­

derlich. Das Konzept für die akutpsychiatrische Klinik sehe für die Patienten eine Ent­

giftungsphase sowie Motivierung und Verlegung der Patienten in eine entsprechende 

therapeutische Einrichtung vor. Entzugstherapie im klassischen Sinne erfolge im sta­

tionären Bereich nicht. Gerade deshalb sei außerhalb des eigentlichen Versorgungs­

auftrags der Versuch der ambulanten Reha-Suchtbehandlung gestartet worden. Soweit 

therapeutische Maßnahmen während der stationären Behandlung noch vor Verlegun­

gen in eine geeignete Therapieeinrichtung notwendig seien, würden diese durch die 

Psychologen und das ärztliche Personal durchgeführt. Eine Übertragung von psycho­

therapeutischen Tätigkeiten für den stationären Klinikbereich durch den zuständigen 

Werkleiter habe zu keinem Zeitpunkt stattgefunden. Es sei unzutreffend, daß die Be­

zirksklinik jahrelang Kenntnisse von einer psychotherapeutischen Tätigkeit des Klägers 

im stationären Bereich gehabt hätte. Nach Kenntniserlangung habe sie diese Tätigkeit 

sofort untersagt.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgeben. Auf die Berufung des Beklagten 

hat das Landesarbeitsgericht die Klage abgewiesen und die Revision zugelassen. Mit 

seiner Revision verfolgt der Kläger sein Höhergruppierungsbegehren weiter, wobei er 

den Antrag nunmehr wie folgt formuliert hat:

Es wird festgestellt, daß der Beklagte verpflichtet ist, dem Klä­
ger ab dem 1. Dezember 1996 Vergütung gemäß VergGr. Ill 
BAT zu bezahlen und die sich hieraus ergebenden monatlichen 
Nettodifferenzbeträge mit 4 % seit 7. Januar 1999 bzw. ab je­
weiliger späterer Fälligkeit zu verzinsen.

Der Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidunasaründe

Die Revision des Klägers ist nicht begründet. Das Landesarbeitsgericht hat im 

Ergebnis zu Recht die Klage abgewiesen.
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I. Mit der Beschränkung auf den vorinstanzlichen Zinsantrag ist die Klage zuläs­

sig. Es handelt sich um eine Eingruppierungsfeststellungsklage, die im öffentlichen 

Dienst allgemein üblich ist und gegen deren Zulässigkeit nach ständiger Rechtspre­

chung des Bundesarbeitsgerichts keine Bedenken bestehen. Die von dem Kläger in 

der Revisionsinstanz vorgenommene Umformulierung des Eingruppierungsfeststel­

lungsantrags macht diesen nicht unzulässig. Der Kläger hat lediglich die unzutreffende 

Formulierung des Antrags in den Vorinstanzen korrigiert, nicht jedoch dessen Inhalt 

sachlich geändert. Hinsichtlich des Zinsantrags enthält der in der Revisionsinstanz ge­

stellte Antrag eine unzulässige Erweiterung, weil er nicht nur auf die bisher geforderte 

Verzinsung des Nettodifferenzbetrages seit Rechtshängigkeit, dh. dem 7. Januar 1999 

gerichtet ist, sondern erstmals zusätzlich auf die Verzinsung der später fälligen Netto­

differenzbeträge ab der jeweiligen Fälligkeit.

II. Die Klage ist unbegründet. Dem Kläger steht die Vergütung nach VergGr. Ill 

BAT/VKA nicht zu. Die von ihm auszuübende Tätigkeit erfüllt nicht die Voraussetzun­

gen der VergGr. IV a Fallgr. 15 BAT/VKA (Sozial- und Erziehungsdienst), so daß der 

Bewährungsaufstieg nach VergGr. Ill Fallgr. 7 BAT/VKA (Sozial- und Erziehungs­

dienst) nicht in Betracht kommt.

1. Auf das Arbeitsverhältnis findet gern. § 2 des Arbeitsvertrages der Bundes- 

Angestelltentarifvertrag in der für den Bereich der Kommunalen Arbeitgeber jeweils 

geltenden Fassung (BAT/VKA) Anwendung.

2. Der Klage kann nicht stattgegeben werden, weil die von dem Kläger nicht nur 

vorübergehend auszuübende Tätigkeit zeitlich nicht mindestens zur Hälfte aus Arbeits­

vorgängen besteht, die die Anforderungen zumindest eines Tätigkeitsmerkmals der 

von ihm in Anspruch genommenen Vergütungsgruppe erfüllen (§ 22 Abs. 2 Unterabs. 2 

BAT).

3. Die vorliegend ausschließlich anzuwendenden speziellen Eingruppierungs­

merkmale des Tarifvertrages zur Änderung der Anlage 1 a zum BAT vom 24. April 

1991 für Angestellte im Sozial- und Erziehungsdienst haben, soweit sie für die Ent­

scheidung des Rechtsstreits von Bedeutung sind, folgenden Wortlaut:

Vergütungsgruppe V b

10. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­
nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange-
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stellte, die auf Grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1).

Vergütungsgruppe IV b

16. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­
nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die auf Grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, 
mit schwierigen Tätigkeiten - 1)

(Hierzu Protokollerklärung Nrn. 1 und 12).

Vergütungsgruppe IV a

15. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­
nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die auf Grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit 
und Bedeutung aus der Vergütungsgruppe IV b Fall­
gruppe 16 heraushebt.

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1).

Vergütungsgruppe III

7. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken­
nung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Ange­
stellte, die auf Grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben,

deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit 
und Bedeutung aus der Vergütungsgruppe IV b Fall­
gruppe 16 heraushebt,

nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe IV a 
Fallgruppe 15.

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 1).

Protokollerklärungen:

12. Schwierige Tätigkeiten sind z. B. die

a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen
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b) Beratung von HlV-lnfizierten oder an AIDS er­
krankten Personen,

c) begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nach­
gehende Fürsorge für ehemalige Heimbewohner,

d) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nach­
gehende Fürsorge für ehemalige Strafgefangene,

e) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Angestellter 
mindestens der Vergütungsgruppe V b.

4. Das Landesarbeitsgericht hat erkannt, daß der Kläger schon nicht die Voraus­

setzungen der VergGr. IV a Fallgr. 15 BATA/KA (Sozial- und Erziehungsdienst) erfülle. 

Zur Begründung hat es - kurz gefaßt - ausgeführt: In der von dem Beklagten vorgeleg­

ten Übersicht über die Regelaufgaben von Sozialarbeitern/Sozialpädagogen sei der 

Aufgabenbereich Psychotherapie aufgeführt. Das spreche dafür, daß eine ergänzende 

Psychotherapie noch zu deren Aufgabengebiet gehöre. Deshalb gehöre die vom Klä­

ger ausgeübte psychotherapeutische Arbeit zu den von ihm auszuübenden Tätigkeiten. 

Die Tätigkeit des Klägers betreffe zwei Arbeitsvorgänge, nämlich die stationäre und die 

ambulante Therapie. Der erste - unstreitig zeitlich überwiegende - Arbeitsvorgang, der 

die sozialpädagogische Betreuung der stationär untergebrachten Patienten umfasse, 

sei für die Eingruppierung des Klägers maßgeblich. Der Kläger erfülle zwar die Merk­

male der VergGr. V b Fallgr. 10 BATA/KA und der VergGr. IV b Fallgr. 16 BATA/KA, 

aber nicht die Voraussetzungen der VergGr. IV a Fallgr. 15 BATA/KA, die zum Bewäh­

rungsaufstieg nach VergGr. Ill Fallgr. 7 BATA/KA führe. Der Kläger habe die Voraus­

setzung der "besonderen Schwierigkeit" nicht schlüssig dargelegt. Die Anwendung 

psychotherapeutischer Methoden, auf die sich der Kläger berufe, führe nicht dazu, daß 

der Aufgabenbereich des Klägers besonders schwierig geworden sei. Die Tätigkeit des 

Klägers erfülle auch nicht das Merkmal der herausgehobenen Bedeutung. Insoweit 

berufe sich der Kläger ohne Erfolg auf die von ihm vorgenommene Therapieplanung 

bzw. darauf, daß seine Entscheidung über die Art der weitergehenden Behandlung und 

der Behandlungsarten von den Rententrägern akzeptiert werde. Dem kann nur im Er­

gebnis gefolgt werden.

5. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts kann bereits nicht davon 

ausgegangen werden, daß im stationären Bereich die vom Kläger behaupteten psy­

chotherapeutischen Behandlungen zu den von ihm auszuübenden Tätigkeiten gehö­

ren.
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a) Das Landesarbeitsgericht stützt seine Auffassung entscheidend auf die von 

dem Beklagten vorgelegte Übersicht "Regelaufgaben Sozialarbeiter und Sozial­

pädagogen". Daraus sei ersichtlich, daß bei der Aufzählung der Aufgabenbereiche 

auch die Psychotherapie aufgeführt sei. Dies spreche dafür, daß eine ergänzende 

Psychotherapie noch zum Aufgabengebiet des Sozialpädagogen gehöre. Psychothe­

rapie sei allerdings nur für die Stationen A 5, S 5 und G 5 vorgesehen, nicht aber für 

die Station des Klägers S 1.

Mit dieser Argumentation hat das Landesarbeitsgericht den Inhalt der Über­

sicht, deren Quelle von dem Beklagten nicht dargelegt worden ist, verkannt. Aus der 

Beschreibung der "Regelaufgaben" der Sozialarbeiter und Sozialpädagogen auf der 

linken Seite der Übersicht ergibt sich kein Hinweis darauf, daß die Durchführung von 

psychotherapeutischen Behandlungen zu den Regelaufgaben gehört. Vielmehr wird 

unterschieden zwischen den vier übergreifenden Aufgabenbereichen sozialpädagogi­

sche Grundversorgung, einzelfallbezogene und sozialpädagogische Behandlung, 

gruppenbezogene Behandlung und mittelbar patientenbezogene Tätigkeiten. Auch 

innerhalb dieser Aufgabenbereiche sind keine psychotherapeutischen Teilaufgaben 

aufgeführt, sondern nur sozialtherapeutische Aufgaben bzw. Mitwirkung an Therapien, 

so im Rahmen der sozialpädagogischen Grundversorgung die Mitwirkung bei Anamne­

se- und Befunderhebung und Therapieplanung, im Rahmen der einzelfallbezogenen 

und sozialpädagogischen Behandlung das sozialtherapeutische Kompetenztraining, 

die sozialtherapeutische Einzelfallhilfe zur Wiedereingliederung und die Mitwirkung an 

Familientherapien und im Rahmen der gruppenbezogenen Behandlung die Arbeit in 

sozialpädagogischen und sozialtherapeutischen Gruppen.

Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts läßt sich daraus, daß in 

der Tabelle auf der rechten Seite der Übersicht die Einteilung "Psychotherapie" mit den 

Untereinteilungen "A 5, S 5 und G 5" aufgeführt sind, nichts anderes ableiten. Dabei 

handelt es sich entgegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts nicht um die Dar­

stellung von Regelaufgaben der Sozialarbeiter/Sozialpädagogen auf bestimmten Sta­

tionen, sondern um die Umsetzung der Regelungen aus der Verordnung über Maßstä­

be und Grundsätze für den Personalbedarf in der stationären Psychiatrie vom 

18. Dezember 1990 (Psychiatrie-Personalverordnung/Psych-PV - BGBl. I S 2930). In 

der Psych-PV sind auf Grund des Krankenhausfinanzierungsgesetzes die Maßstäbe 

und Grundsätze zur Ermittlung des Personalbedarfs für Ärzte, Krankenpflegepersonal 

und sonstiges therapeutisches Fachpersonal in psychiatrischen Einrichtungen geregelt. 

Dazu werden verschiedene Behandlungsbereiche definiert, denen die Patienten je
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nach Art und Schwere der Krankheit sowie nach den Behandlungszielen und -mittein 

zugeordnet werden. Für die Behandlungsbereiche werden für die verschiedenen Be­

rufsgruppen bestimmte Minutenwerte je Patient und Woche festgelegt ua. für Ärzte, 

Diplom-Psychologen und Sozialarbeiter/Sozialpädagogen. Bei den Behandlungsberei­

chen wird zunächst zwischen allgemeiner Psychiatrie (A), Abhängigkeitskranke (S) und 

Gerontopsychiatrie (G) und innerhalb dieser übergeordneten Bereiche jeweils wieder­

um zwischen der Regelbehandlung (1), der Intensivbehandlung (2), der rehabilitativen 

Behandlung (3), der langdauernden Behandlung schwer- und mehrfach Kranker (4), 

der Psychotherapie (5) und der tagesklinischen Behandlung (6) unterschieden. Die 

Abkürzungen A 1 bis A 6, S 1 bis S 6 und G 1 bis G 6 bezeichnen deshalb die unter­

schiedlichen Behandlungsbereiche, für die in der Psychiatrie-Personalverordnung die 

Minutenwerte für die Personalbemessung der verschiedenen Berufsgruppen vorgege­

ben werden. Aus den Zahlen unter der Einteilung “Psychotherapie, A 5, S 5, G 5" läßt 

sich also lediglich ablesen, welche Zeitwerte bei der Personalbemessung für die Erfül­

lung der aufgeführten Regelaufgaben von Sozialarbeitern/Sozialpädagogen in den ge­

nannten Behandlungsbereichen, dh. Psychotherapie in der allgemeinen Psychiatrie, 

bei Abhängigkeitskranken bzw. in der Gerontopsychiatrie, zugrunde gelegt werden 

sollen.

Die Rüge des Klägers, daß das Landesarbeitsgericht sich auf die von dem 

Beklagten vorgelegte Übersicht, die ihm nicht zur Kenntnis gelangt sei, gestützt habe, 

ist unbegründet. In dem Schriftsatz des Beklagten vom 13. März 2000 ist die Übersicht 

kurz erläutert und als Anlage benannt worden. Der Kläger hat nicht dargelegt, warum 

er das von ihm nunmehr behauptete Fehlen der Anlage zu dem ihm zugegangenen 

Schriftsatz nicht bereits im Berufungsverfahren gerügt hat. Im übrigen hat das Landes­

arbeitsgericht unter Berufung auf diese Übersicht die für den Kläger günstige Feststel­

lung getroffen, daß die psychotherapeutischen Behandlungen zu den von ihm auszu­

übenden Tätigkeiten gehören.

b) Auch aus dem Vorbringen des Klägers ergibt sich nicht, daß und ggf. ab wann 

ihm die Durchführung psychotherapeutischer Behandlungen bei der Ausübung seiner 

Aufgaben im stationären Bereich übertragen worden ist. Ohne eine solche Übertragung 

kann die etwaige Anwendung der Psychotherapie bei der tariflichen Bewertung der 

Tätigkeit des Klägers nicht berücksichtigt werden, weil es sich dann nicht um eine aus­

zuübende Tätigkeit iSv. § 22 Abs. 2 BAT handelt.
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aa) Als psychotherapeutische Behandlung, die für die Erfüllung des Heraushe­

bungsmerkmals "besondere Schwierigkeit" in Betracht kommt, kann nicht die thera­

peutische Tätigkeit im weiteren Sinne angesehen werden, die in vielen Bereichen der 

Sozialarbeit/Sozialpädagogik anzutreffen ist, und zwar wegen der fließenden und im 

einzelnen ungeklärten Abgrenzung zwischen Beratung, Fürsorge und Therapie insbe­

sondere bei Einsatz in Einrichtungen mit therapeutischen Aufgaben, zB in Drogenein­

richtungen, in der Heimerziehung oder in psychiatrischen Krankenhäusern. Die Qualifi­

kation für therapeutische Tätigkeit im engeren Sinne kann nicht in der normalen Aus­

bildung als Diplomsozialarbeiter/Diplomsozialpädagoge erworben werden und gehört 

deshalb auch nicht zu den normalen Aufgaben eines Sozialarbeiters/Sozialpädagogen 

(vgl. dazu Bundesanstalt für Arbeit Blätter zur Berufskunde Diplom- 

Sozialarbeiter/Diplom-Sozialarbeiterin, Diplom-Sozialpädagoge/Diplom-Sozialpädago- 

gin (Fachhochschule) S 13 f.). Die therapeutische Tätigkeit setzt vielmehr idR eine Zu­

satzausbildung voraus. Das gilt erst recht für psychotherapeutische Behandlungen, die 

der Kläger für sich in Anspruch nimmt. Denn Psychotherapie ist ein Sammelbegriff für 

unterschiedliche psychotherapeutische Verfahren, die auf unterschiedlichen psycholo­

gischen Theorien beruhen und sich auch hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen Aner­

kennung und tatsächlichen Vorbereitung unterscheiden. Die vom Kläger absolvierte 

Ausbildung in der Transaktionsanalyse gehört zu der Gruppe der humanistischen Psy­

chotherapien, neben der es ua. die Gruppe der psychoanalytischen Therapien und der 

Verhaltenstherapien gibt (vgl. Kreft und Mielenz (Hsg) Wörterbuch Soziale Arbeit 

4. Aufl. Stichwort "Psychotherapie"). Noch enger ist nach den Regelungen des Psy­

chotherapeutengesetzes (Gesetz über die Berufe des Psychologischen Psychothera­

peuten und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten idF vom 16. Juni 1998 - 

PsychThG, BGBl. I S 1311) der Begriff der Psychotherapie im heilkundlichen Sinne. 

Ausübung von Psychotherapie in diesem Sinne ist nur die mittels wissenschaftlich an­

erkannter psychotherapeutischer Verfahren vorgenommene Tätigkeit zur Feststellung, 

Heilung oder Linderung von Störungen mit Krankheitswert, bei denen Psychotherapie 

indiziert ist (§ 1 Abs. 3 Satz 1 PsychThG). Nach § 1 Abs. 1 PsychThG bedarf der Ap­

probation als "Psychologischer Psychotherapeut oder Kinder- und Jugendlichenpsy­

chotherapeut", wer die heilkundliche Psychotherapie unter der entsprechenden Berufs­

bezeichnung ausüben will.

bb) Der Kläger meint, die psychotherapeutischen Behandlungen seien für die ta­

rifliche Bewertung seiner Tätigkeit maßgeblich, weil er mit "Legitimation" des ärztlichen 

Direktors psychotherapeutische Behandlungen im stationären und ambulanten Bereich
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durchführe bzw. weil ihm dieser auf Grund seiner im Jahr 1995 bereits fortgeschritte­

nen Psychotherapieausbildung (Ausbildung in Transaktionsanalyse) die Ausübung 

psychotherapeutischer Heilbehandlungen auch in der stationären Arbeit mit Suchtkran­

ken übertragen habe. Daraus ergibt sich nicht hinreichend deutlich, daß und ggf. wann 

ihm die Aufgabe dieser psychotherapeutischen Behandlungen tarifrechtlich relevant 

übertragen worden ist. Die Frage der Anwendung der Psychotherapie betrifft nicht den 

äußeren Ablauf bzw. die organisatorische Gestaltung der dem Kläger übertragenen 

Aufgaben, sondern die bei der Erfüllung dieser Aufgaben von ihm angewandten Me­

thoden, insbesondere bei der Durchführung von Einzel- bzw. Gruppengesprächen. 

Daß und ggf. wann der ärztliche Leiter dem Kläger dabei die Anwendung psychothera­

peutischer Methoden aufgegeben hat, hat der Kläger nicht dargelegt. Insoweit kommt 

es nicht darauf an, ob sich der Beklagte das Handeln des ärztlichen Direktors zurech­

nen lassen müßte.

cc) Zur Begründung der Behauptung, daß er seit 1992 im stationären Bereich 

psychotherapeutisch tätig war, kann sich der Kläger auch nicht mit Erfolg auf die Stel­

lungnahme von Herrn Dr. F vom 8. Januar 1997 berufen. Darin wird nur beschreibend 

dargestellt, daß der Kläger auch im stationären Bereich Gruppenpsychotherapie 

durchführt. Darüber, daß und ggf. ab wann und auf Grund welcher Qualifikation dem 

Kläger die Durchführung psychotherapeutischer Behandlungen übertragen worden ist, 

enthält diese Stellungnahme keine konkreten Angaben. Im übrigen hat Dr. F seine 

Aussagen in dem Schreiben vom 8. Januar 1997 durch die ergänzende Stellungnahme 

vom 3. August 1999 im wesentlichen zurückgenommen. Denn in diesem Schreiben ist 

im Hinblick auf die Arbeit des Klägers im stationären Bereich lediglich von "begleiten­

der therapeutischer Arbeit" die Rede, bzw. davon, daß insbesondere auch auf der 

Suchtstation von allen Berufsgruppen psychotherapeutische Arbeit geleistet und psy­

chotherapeutisches Denken praktiziert werde und daß die Durchführung des Konzep­

tes des sog. qualifizierten Entzugs mit soziopsychotherapeutischer Arbeit in sog. Moti­

vationsgruppen zweifellos einen psychotherapeutischen Aspekt habe, insbesondere 

die psychotherapeutische Einstellung bei solchen Gesprächen oder Gruppenaktivitäten 

nicht ausklammerbar sei.

dd) Auch sonst ist nicht nachvollziehbar, weshalb und auf welcher Grundlage dem 

Kläger die Anwendung der Psychotherapie im stationären Bereich übertragen worden 

sein sollte. Der Kläger hat ebenso wie die anderen Sozialpädagogen ohne abge­

schlossene Zusatzausbildung die ihm übertragene Tätigkeit offenbar auf Grund seiner

- 1 3 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 1 3 -

Ausbildung als Erzieher und früheren Berufstätigkeit ordnungsgemäß und erfolgreich 

ausgeführt. Es ist nicht erkennbar, auf Grund welcher Qualifikation der Kläger schon 

vor dem Abschluß der Ausbildung als "Transaktionsanalytiker im Anwendungsfeld Psy­

chotherapie" psychotherapeutische Behandlungen im Rahmen der von ihm auszu­

übenden Tätigkeit durchführen sollte. Daß ihm die Ausbildung zum staatlich aner­

kannten Erzieher und Heilpädagogen oder seine frühere Tätigkeit als Heimleiter dazu 

befähigte, will er offenbar auch selbst nicht behaupten. Soweit er darauf verweist, daß 

er im März 1992 mit der Ausbildung in der Transaktionsanalyse begonnen habe, ist 

nicht erkennbar, wie sich daraus bereits ab Dezember 1992 die Befähigung zu psy­

chotherapeutischen Behandlungen ergeben haben soll.

ee) Der Kläger kann sich auch nicht mit Erfolg auf den Vertrag vom 20. April 1995 

berufen, mit dem die von dem Krankenhaus durchgeführte ambulante Behandlung von 

Suchtpatienten von der LVA Ober- und Mittelfranken und den bayerischen Kranken­

kassen als psychotherapeutische Behandlungen anerkannt worden ist. Dieser Vertrag 

sagt über die Befähigung des Klägers zur Psychotherapie bzw. über die Übertragung 

der Arbeitsaufgabe "psychotherapeutische Behandlungen" nichts aus. Zwar sehen die 

Empfehlungsvereinbarungen vor, daß zur Durchführung der ambulanten Rehabilitation 

mindestens drei therapeutische Mitarbeiter mit einer geeigneten Zusatzausbildung auf 

psychotherapeutischer Grundlage hauptamtlich in der Einrichtung tätig sein müssen. In 

dem von dem Kläger selbst vorgelegten Schreiben der LVA vom 6. September 1994 

wird aber darauf hingewiesen, daß diese personelle Voraussetzung nicht erfüllt sei, 

weil der Kläger ebenso wie seine Kollegin K die Zusatzausbildung noch nicht abge­

schlossen hätten; für eine mögliche Übergangsregelung sei aber ausreichend, daß 

mindestens ein hauptamtlicher Mitarbeiter mit geeigneter Zusatzausbildung vorhanden 

sei, so daß im Hinblick auf die Mitarbeit von Herrn Dr. F die Vereinbarung über die Lei­

stungsverpflichtung des Kostenträgers abgeschlossen werden könne. Hiervon ausge­

hend hätte eine Übertragung von psychotherapeutischen Behandlungen an den Kläger 

frühestens erst nach Abschluß seiner entsprechenden Ausbildung erfolgen können. 

Auch insoweit fehlt es jedoch am konkreten Vortrag des Klägers, wann und insbeson­

dere wer ihm solche Aufgaben übertragen haben soll. Dies betrifft die Tätigkeit in dem 

für die tarifliche Bewertung maßgeblichen stationären Bereich. Daß die Anwendung der 

in der Ausbildung erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten auch in der beruflichen Tä­

tigkeit des Klägers im stationären Bereich naheliegend und ggf. auch für die Arbeit 

nützlich ist, ist für die tarifliche Bewertung seiner Tätigkeit unerheblich.
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6. Weil somit schon nicht festgestellt werden kann, daß die vom Kläger nach 

seiner Behauptung durchgeführten psychotherapeutischen Behandlungen zu den von 

ihm auszuübenden Tätigkeiten gehören, kann die Erfüllung des Heraushebungsmerk­

mals der besonderen Schwierigkeit darauf nicht gestützt werden. Somit kommt es nicht 

darauf an, ob das Landesarbeitsgericht zutreffend davon ausgegangen ist, daß die 

Tätigkeit des Klägers im stationären Bereich unter Einbeziehung der behaupteten psy­

chotherapeutischen Arbeit ein einheitlicher Arbeitsvorgang ist, daß aber durch die An­

wendung der Psychotherapie keine besondere Schwierigkeit der Tätigkeit im tariflichen 

Sinne begründet werde. Das gilt auch für die vom Landesarbeitsgericht verneinte Fra­

ge, ob durch die Tätigkeit des Klägers im stationären Bereich die Voraussetzungen für 

das Merkmal der herausgehobenen Bedeutung erfüllt sind.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 ZPO.

Schliemann Friedrich Wolter

Fieberg E. Wehner
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